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Rechtskraft einer Ernennung, dringliche Angelegenheiten

Sachverhalt

Le 20 janvier 2005, une décision de la chambre pupillaire m'est notifiée, concernant un Conseil légal Mixte art.395 al 1 et 2 CSS pour un Monsieur. 
La situation étant urgente, le M. me signe une déclaration de renonciation à faire recours en date du 24 janvier 2005. 
le2 février 2005 ,il décède. 

Ma question : quelle est la date de l'entrée en force du mandat ?
Erwägungen

1. Eine Verfügung erwächst in formelle Rechtskraft, wenn 

a. den Parteien kein ordentliches Rechtsmittel zur Verfügung steht,
b. wenn die Rechtsmittelfrist unbenutzt abgelaufen ist,

c. wenn die Parteien endgültig auf die Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet haben, sofern diese Verzichtserklärung nach Kenntnisnahme der ergangenen Verfügung erfolgt ist (vor dem Entscheid kann nicht rechtsgültig auf ein Rechtsmittel verzichtet werden)

d. wenn ein eingelegtes Rechtsmittel zurückgezogen worden sit.

(Kölz/Häner,  Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, 2. Auflage N 380 S. 136).


2. Im vorliegenden Fall hat der Betroffene nach ergangener Verfügung auf die Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet. Vorausgesetzt, er wurde korrekt über den inhalt der Verfügung orientiert, ist am 24. Januar 2005 die Massnahme in Rechtskraft erwachsen.

Gegen die Ernennung des Beirates besteht während 10 Tagen die Möglichkeit, das Mandat abzulehnen oder die Wahl anzufechten (Art. 388 ZGB). Für die gewählte Person tritt das Mandat formell erst nach dieser Frist in Kraft, wenn sie nicht ausdrücklich oder konkludent auf das Rechtsmittel verzichtet hat und keine Dritten als Beschwerdeführer in Betracht fallen. Die Erklärung von Herrn M. enthält diesbezüglich offenbar keine Aussagen.  Andererseits darf die Entgegennahme der Verzichtserklärung durch die Beirätin kaum als Mandatshandlung angesehen werden, weil dies eigentlich Sache der Vormundschaftsbehörde ist.

3. Es scheint nicht klar, was im vorliegenden Fall problematisch werden könnte, weil die Beirätin keine Handlungen mehr vornehmen kann, auch kein Inventar mehr erstellen und damit die Grundlage zu ihrer Mandatsführung legen kann. 


4. Wenn dringliche Angelegenheiten zu besorgen waren, so wäre es Aufgabe der Vormundschaftsbehörde, gestützt auf Art. 386 ZGB vorsorgliche Massnahmen anzuordnen. Sofern es also vorliegend um Haftungsfragen gehen sollte, steht das Handeln der Vormundschaftsbehörde für mich im Vordergrund.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Februar 2005

[image: image1.png]